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B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T
Landtag
17. Wahlperiode

Drucksache 17 /1290

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU vom 1. März 2010

Berechnung der Sätze wirtschaftlicher Hilfe für Schulen in freier Trägerschaft

Die Träger genehmigter Ersatzschulen erhalten einen Zuschuss. Das Bremische Ge-
setz  über  das  Privatschulwesen  und  den  Privatunterricht  (Privatschulgesetz)  regelt
diese wirtschaftliche Hilfe, die 2003 mit der Drucksache 16/85 neu geregelt wurde, in
den §§ 17 und 17 a. Die Zuschüsse setzen sich aus einer Grundsumme nach Schulart
und  sogenannten  vertraglich  vereinbarten  Erhöhungen  (Steigerungsbeträge)  der
Grundsumme nach Schulart multipliziert mit der Anzahl der Schüler zusammen. Die
Anpassung der Grundsumme ist dabei an die Erhöhung der Besoldungsgruppe A 13
gekoppelt, die Feststellung der Zahl der Schüler und die Steigerungsbeträge an Stich-
tage.

Die Zielsetzung der Novelle von 2003 war die Anpassung der Zuschüsse an die Pri-
vatschulen von rund 62 % auf 70 % der Summe, die für Schüler an öffentlichen Schu-
len ausgegeben wird. Diese Anpassung sollte schrittweise durch eine Anhebung in
drei Stufen in den Jahren 2003, 2005 und 2006 erfolgen. In der Begründung des Ge-
setzes ist im Hinblick auf die Grundsummen nicht dargelegt, welche Berechnung
zugrunde gelegt wurde und welche Kriterien dabei herangezogen wurden.

Vor diesem Hintergrund fragen wir den Senat:

1. Welche Berechnung liegt den in § 17 Abs. 3 Nr. 1 bis 4 Privatschulgesetz aufge-
führten Sätzen in Euro als Grundsumme/Schulart zugrunde, und welche Krite-
rien wurden zur Berechnung herangezogen?

2. Welche Berechnung liegt den in § 17 a Abs. 2 Nr. 1 bis 7 Privatschulgesetz auf-
geführten Sätzen in Euro als vertragliche Erhöhung/Schulart zugrunde, und wel-
che Kriterien wurden zur Berechnung herangezogen?

3. Welchen Anteil haben die Grundsummen und die Steigerungsbeträge jeweils am
Gesamtzuschuss (im Durchschnitt in Prozent)?

4. Unterscheidet sich die Berechnung der Sätze wirtschaftlicher Hilfe für Schulen in
freier  Trägerschaft  in  Bremen  von  der  Berechnung  der  finanziellen  Erstattung
für Privatschulen in anderen Bundesländern, insbesondere in Niedersachsen,
Hamburg, Berlin, Bayern und Baden-Württemberg, und falls ja, inwiefern, in
welchem Umfang und aus welchen Gründen?

5. Wie  hat  sich  der  Anteil  der  wirtschaftlichen  Hilfe  im  Land  Bremen  an  Schulen
in  freier  Trägerschaft  insgesamt  (im  Durchschnitt  in  Prozent)  seit  2003  ent-
wickelt, und wie hoch ist der Finanzierungsanteil in anderen Bundesländern,
insbesondere in Niedersachsen, Hamburg, Berlin, Bayern und Baden-Württem-
berg, im gleichen Zeitraum?

Claas Rohmeyer, Heiko Strohmann,
Thomas Röwekamp und Fraktion der CDU

D a z u



— 2 —

Antwort des Senats vom 11. Mai 2010

1. Welche Berechnung liegt den in § 17 Abs. 3 Nr. 1 bis 4 Privatschulgesetz auf-
geführten Sätzen in Euro als Grundsumme/Schulart zugrunde, und welche Kri-
terien wurden zur Berechnung herangezogen?

Die Bemessung der monatlichen Grundsummen der wirtschaftlichen Hilfe (§ 17
Abs. 3 PrivatschulG) wurde in einem Gesetz zur Änderung des Bremischen Pri-
vatschulgesetzes vom 19. Dezember 1989 neu geregelt. Grundlage dieser Neu-
regelung waren die Neuverhandlungen mit den Trägern privater Ersatzschulen,
die letztlich zu einem für beide Seiten akzeptablen Kompromiss führten.

Dazu heißt es in der Deputationsvorlage Nr. 318 vom 4. September 1989:

„Die in dem neuen § 17 Abs. 3 aufgeführten monatlichen Grundsummen für
den 1. Januar 1990 sind im Wege der Verhandlungen mit den Trägern der
Privatschulen  gesetzt  worden.  Sie  stellen  einen  Mittelwert  zwischen  den
vom Senator für Bildung, Wissenschaft und Kunst im Frühjahr prognosti-
zierten Zahlen für 1989 dar und den von den Trägern der Privatschulen da-
gegengesetzten wünschenswerten Beträgen. Auf diesen Mittelwert ist 1,7 %
aufgeschlagen, die für das Jahr 1990 vorgesehene prozentuale Gehalts-
steigerung.”

Die Anpassung der Grundsumme ist an die Entwicklung der Gehälter (inklusive
Sonderzuwendung) der Gruppe A 13 des Bremischen Besoldungsgesetzes ge-
koppelt worden.

Mit der Verkündung des Gesetzes zur Änderung des Privatschulgesetzes vom
18. Dezember 2003 wurde der Begriff „Gehälter” in „Dienstbezüge” umgewidmet.
Prozentuale  Erhöhungen  der  Sonderzuwendung  für  Urlaub  und  Weihnachten
führen somit nicht mehr automatisch zu einer Erhöhung der Grundsummen, da
diese besoldungsrechtlich dem Begriff „sonstige Dienstbezüge” zugeordnet sind.
Zugleich ist eine Kürzung bzw. Anpassung der zuvor in den Grundsummen an-
gerechneten Sonderzuwendungen (84,28 % in 2003) an die vom Gesetzgeber
beschlossenen realen Kürzungen der Sonderzuwendungen ebenfalls nicht mög-
lich.

2. Welche Berechnung liegt den in § 17 a Abs. 2 Nr. 1 bis 7 Privatschulgesetz auf-
geführten Sätzen in Euro als vertragliche Erhöhung/Schulart zugrunde, und wel-
che Kriterien wurden zur Berechnung herangezogen?

Die Erhöhungssätze sind aus einem Vergleich der Zuschusssummen mit anderen
Ländern ermittelt worden. Dazu diente eine von der Kultusministerkonferenz
anhand einer Abfrage unter den Ländern erstellte Übersicht nach dem Sachstand
im Jahre 1999. Eigene Berechnungen ergaben dann schularten- und schüler-
bezogen die Differenzen zum Bundesdurchschnitt als neuen Zuschusswert –
abzüglich  eines  Korrekturbetrages  zur  Begrenzung  der  Gesamtkostensteige-
rung.  Die  Angleichung  der  Höhe  der  Zuschüsse  wurde  auf  drei  gleiche  Stufen
(1.  August  2003,  1.  August  2005  und  1.  August  2006)  verteilt.  Die  Änderung
wurde mit Gesetz vom 18. Dezember 2003 umgesetzt.
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3. Welchen  Anteil  haben  die  Grundsummen  und  die  Steigerungsbeträge  jeweils
am Gesamtzuschuss (im Durchschnitt in Prozent)?

Die Grundsummen und Steigerungsbeträge haben jeweils folgenden prozentu-
alen Anteil am Gesamtzuschuss:

4. Unterscheidet sich die Berechnung der Sätze wirtschaftlicher Hilfe für Schulen in
freier  Trägerschaft  in  Bremen  von  der  Berechnung  der  finanziellen  Erstattung
für Privatschulen in anderen Bundesländern, insbesondere in Niedersachsen,
Hamburg, Berlin, Bayern und Baden-Württemberg, und falls ja, inwiefern, in
welchem Umfang und aus welchen Gründen?

Die Berechnung der Sätze für die Regelfinanzhilfe der Schulen in freier Träger-
schaft ist in jedem Land von den gesetzgebenden Körperschaften unterschiedlich
festgelegt  worden.  Neben  den  jeweiligen  Berechnungsformen  für  die  Regel-

 
 01.08.2003 (1. Steigerung) 

Schulart 
Zuschuss/Schüler 

im Monat 
Grund-
summe 

Steige-
rung 

%-Anteil 
Steigerung

%-Anteil 
Grundsumme 

Primarbereich 217,54 210,64 6,90 3,17% 96,83% 

SEK I-Bereich 255,94 247,01 8,93 3,49% 96,51% 

GYO 333,92 326,78 7,14 2,14% 97,86% 

Förderzentrum 640,29 605,29 35,00 5,47% 94,53% 
 

 01.08.2005 (2. Steigerung) 

Schulart 
Zuschuss/Schüler 

im Monat 
Grund-
summe 

Steige-
rung 

%-Anteil 
Steigerung

%-Anteil 
Grundsumme 

Primarbereich 228,68 214,88 13,80 6,03% 93,97% 

SEK I-Bereich 267,14 251,97 15,17 5,68% 94,32% 

GYO 347,63 333,35 14,28 4,11% 95,89% 

Förderzentrum 687,45 617,45 70,00 10,18% 89,82% 
 

 01.08.2006 (3. Steigerung) 

Schulart 
Zuschuss/Schüler 

im Monat 
Grund-

summe*)
Steige-

rung 
%-Anteil 

Steigerung
%-Anteil 

Grundsumme 

Primarbereich 235,58 214,88 20,70 8,79% 91,21% 

SEK I-Bereich 274,73 251,97 22,76 8,28% 91,72% 

GYO 354,77 333,35 21,42 6,04% 93,96% 

Förderzentrum 722,45 617,45 105,00 14,53% 85,47% 
 

 01.11.2008 

Schulart 
Zuschuss/Schüler 

im Monat 
Grund-
summe 

Steige-
rung 

%-Anteil 
Steigerung

%-Anteil 
Grundsumme 

Primarbereich 241,81 221,11 20,70 8,56% 91,44% 
SEK I-Bereich 282,04 259,28 22,76 8,07% 91,93% 
GYO 364,44 343,02 21,42 5,88% 94,12% 
Förderzentrum 740,36 635,36 105,00 14,18% 85,82% 

 
 01.03.2009 

Schulart 
Zuschuss/Schüler 

im Monat 
Grund-
summe 

Steige-
rung 

%-Anteil 
Steigerung

%-Anteil 
Grundsumme 

Primarbereich 249,56 228,86 20,70 8,29% 91,71% 
SEK I-Bereich 291,13 268,37 22,76 7,82% 92,18% 
GYO 376,46 355,04 21,42 5,69% 94,31% 
Förderzentrum 762,62 657,62 105,00 13,77% 86,23% 

 
(Anmerkung:  
1. 2004, 2005 und 2007erfolgte keine besoldungsrechtliche Steigerung 
2. in 2004 wurde keine Erhöhung des Steigerungsbetrages vorgenommen) 
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finanzhilfe sind auch die abweichenden Voraussetzungen der Gewährung, eine
eventuelle Verwendungsprüfung und auch die Gewährung von sonstigen Arten
der Finanzhilfe zu berücksichtigen.

Das Sekretariat der Kultusministerkonferenz erstellt im Auftrag des Schulaus-
schusses der KMK eine Übersicht über die Finanzierung der Privatschulen in den
Ländern  der  Bundesrepublik  Deutschland.  Diese  Übersicht,  die  etwa  alle  drei
Jahre fortgeschrieben wird, beruht auf entsprechenden aktuellen Angaben der
Länder.  Die  letzte  Übersicht  datiert  aus  dem  Jahr  2009  (Schuljahr  2008/2009).
Der  Umfang  der  Abweichungen  für  Hamburg,  Berlin,  Niedersachen,  Berlin,
Bayern und Baden-Württemberg ist dieser Übersicht zu entnehmen, die der
Antwort beigefügt ist.

5. Wie hat sich der Anteil der wirtschaftlichen Hilfe im Land Bremen an Schulen in
freier Trägerschaft insgesamt (im Durchschnitt in Prozent) seit 2003 entwickelt,
und wie hoch ist der Finanzierungsanteil in anderen Bundesländern, insbeson-
dere in Niedersachsen, Hamburg, Berlin, Bayern und Baden-Württemberg, im
gleichen Zeitraum?

Die Gewährung der wirtschaftlichen Hilfen an Ersatzschulen im Lande Bremen
stellt lediglich auf einen Zuschuss ab, der auf der Basis einer gesetzlich festgeleg-
ten Grundsumme ermittelt wird (siehe auch die Antwort zu 1). Die Ausgaben der
geförderten Ersatzschulen sind keine gesetzliche Bedarfsgröße. Insoweit kann
die Frage nach dem Anteil der wirtschaftlichen Hilfen an den Gesamtkosten der
Träger nicht beantwortet werden. Ein kostenmäßiger Verwendungsnachweis ist
nicht einzureichen.

Die Privatschulfinanzierungen anderer Länder kennen zum Teil den Verwen-
dungsnachweis und eine Verwendungsprüfung im Kontext einer anderen Be-
rechnungsform für die Höhe der Regelfinanzhilfe (vergleiche Antwort zu 2), da-
raus ermittelbare Anteilsquoten für eine jeweilige öffentliche Finanzierung sind
dem Senat aber aus diesen Ländern nicht bekannt.
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